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„Nein zu einem Kopftuchverbot für Minderjährige!“ 
Eine migrationspädagogische Stellungnahme 
 

Als diskriminierungskritische Pädagog*innen1 beziehen wir Position zu der Forderung nach einem ge-

setzlichen Verbot des Kopftuchs „im öffentlichen Raum vor allem in Ausbildungsinstitutionen für alle 

minderjährigen Mädchen“ in dem Aufruf „Den Kopf frei haben!“ von Terre des Femmes. Wir wollen mit 

dieser Stellungnahme die Debatte auf eine fachliche Grundlage stellen und damit auch angemessene 

politische Entscheidungen befördern. Einrichtungen und Verbände der Bildung und Sozialen Arbeit 

fordern wir auf, sich mit der Unterzeichnung dieser Stellungnahme öffentlich dieser Position anzu-

schließen. 

Die Forderung nach einem Kopftuchverbot für Minderjährige stellt einen starken Eingriff in die 

Selbstbestimmung junger Menschen dar, führt zu weiteren Eingriffen in ihre Lebensbedingun-

gen und Teilhabechancen und legitimiert die schon bestehende Diskriminierung kopftuchtra-

gender Musliminnen. Allein die Debatte führt dazu, dass die betroffenen Mädchen und jungen 

Frauen noch mehr auf diesen Teil ihres Lebens reduziert werden. Nicht zuletzt greift die Forde-

rung nach einem Kopftuchverbot massiv in die menschenrechtlich und grundgesetzlich ver-

briefte Religionsfreiheit ein. Die damit beförderte einseitige Polarisierung der Debatte über den 

Islam stärkt demokratiefeindliche Tendenzen in der Gesellschaft.  

Wir plädieren für einen entdramatisierenden Zugang zu diesem vielschichtigen Thema und eine Besin-

nung auf allgemeine fachliche Prinzipien pädagogischen und sozialarbeiterischen Handelns. 

1. Im Zentrum der pädagogischen Arbeit steht die Aufgabe, junge Menschen in allen Krisen und in 

ihren jeweiligen Lebenskontexten zu begleiten und zu unterstützen, weitgehend selbstbestimmt ihr 

Leben zu gestalten. Ein Kopftuchverbot würde hier gegenteilige Effekte bringen.  

2. Das Bild muslimischer Mädchen als entscheidungsunfähige, dem elterlichen Zwang ausgelieferte 

Opfer ist undifferenziert und einseitig. Pädagogische Arbeit, die solche Bilder nicht hinterfragt, ist 

unprofessionell, da sie diskriminierende Vorstellungen zu Menschen(gruppen) reproduziert. 

3. Das gesetzlich verbürgte elterliche Bestimmungsrecht gilt für alle Eltern. Sollte im Einzelfall eine 

Gefährdung des Kindeswohls vorliegen, finden die bestehenden gesetzlichen Möglichkeiten An-

wendung.  

4. Ein Kopftuchverbot für Minderjährige würde zudem manchen Mädchen den Zugang zu Bildungs-

einrichtungen verwehren.  

5. Um selbstbestimmte Entwicklungsprozesse von Mädchen und jungen Frauen zu begleiten und zu 

unterstützen, braucht es Räume des Empowerments.  

Wir fordern daher … 

 alle Einrichtungen und Verbände der Pädagogik und Sozialen Arbeit auf, sich kritisch mit den me-
dial aufgeladenen Diskursen zu diesem Thema auseinanderzusetzen und sich auf die fachlichen 
Grundlagen pädagogischer Arbeit zu besinnen. 

 alle Menschen, die sich den Menschenrechten verpflichtet fühlen, auf, sich Tendenzen entgegen 
zu stellen, die über eine Polarisierung der Debatte um den Islam die Integrität vieler Mitglieder die-
ser Gesellschaft in Frage stellen.  

 alle politisch Verantwortlichen auf, sich jeglichen Forderungen für ein Kopftuchverbot zu widerset-
zen. 
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1 … und alle Kolleg*innen, die in Bildungseinrichtungen, Beratungsstellen, Jugend- bzw. Erziehungshilfe-

einrichtungen arbeiten oder sich an Hochschulen und Universitäten mit der Thematik befassen.  
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Zur Begründung 
 

Der Aufruf von Terre des Femmes ist beispielhaft für einen verbreiteten Diskurs, der ein wenig diffe-
renziertes und einseitiges Bild über Mädchen und junge Frauen vermittelt, die ein Kopftuch tragen. Er 
trägt damit zu einer gesellschaftlichen Polarisierung der Debatte um den Islam in Deutschland bei, die 
zu großer Sorge Anlass gibt. Dies betrifft uns als diskriminierungskritische Pädagog*innen auch des-
wegen, weil das dort geforderte Kopftuchverbot explizit und besonders auf „Ausbildungssituationen“ 
abzielt, also auch unmittelbar auf pädagogische Handlungsfelder zielt. 

Ausgangspunkt für dieses Positionspapier ist ein Verständnis von Pädagogik und Sozialer Arbeit, das 
sich den Menschenrechten verpflichtet fühlt. 

1. Im Zentrum der pädagogischen Arbeit steht die einzelne Person und ihr jeweiliger Umgang 

mit den familiären, milieubezogenen und gesellschaftlichen Strukturen, mit denen sie kon-

frontiert ist. Dies ist die Grundlage für die pädagogische Arbeit mit Erwachsenen und Ju-

gendlichen, selbstverständlich auch mit Mädchen und jungen Frauen, die ein Kopftuch tra-

gen.  

Ein zentrales Ziel von Erziehung und Bildung ist die Ermutigung und Befähigung zu einer weitgehend 

selbstbestimmten Lebensführung. 

Da diese Prozesse für niemanden gänzlich frei von Krisen oder Zweifeln sind, unabhängig davon, ob 

diese durch soziale und familiäre Konflikte und/oder gesellschaftliche Anforderungen hervorgerufen 

werden, bedeutet pädagogische Arbeit auch, Menschen in diesen Phasen des Lebens zu begleiten. 

Es kann hierbei per se weder ein pädagogisches Ziel sein, Jugendliche dazu zu bringen, auf be-

stimmte (religiös) belegte Zeichen zu verzichten noch sie darin zu bestärken, diese zu verwenden. 

Dies gilt auch für das Kopftuch. Dieser Auftrag gilt unabhängig davon, ob die Pädagogin selbst ein 

Kopftuch trägt oder wie die*der Pädagog*in oder die*der Sozialarbeiter*in das Kopftuch politisch beur-

teilt. Genau das ist die professionelle Aufgabe: die Arbeit von den Bedürfnissen und Lebenskontexten 

der Adressat*innen unserer Arbeit aus zu denken, diese fachlich zu bewerten, dabei aber nicht eigene 

politische Ziele oder persönliche Ansichten auf die Adressat*innen zu projizieren oder durchzusetzen.   

Des Weiteren zeichnet sich (feministische) Mädchenarbeit auch dadurch aus, Mädchen und jungen 

Frauen zuzuhören, die aus marginalisierten Perspektiven sprechen. Anstatt ihnen eigene Vorstellun-

gen von einer bestimmten Lebensweise überzustülpen, geht es vielmehr darum zu hören, was aus ih-

rer Perspektive zu einem für sie selbstbestimmten und würdevollen Leben dazu gehört. Eine parteili-

che Haltung mit den Menschen ist ein wesentliches Prinzip Sozialer Arbeit und ist gerade in diesem 

Kontext besonders bedeutsam.  

2. Der Aufruf vermittelt ein einseitiges Bild der betroffenen Mädchen und jungen Frauen als 

entscheidungsunfähige, dem elterlichen Zwang ausgelieferte Opfer. Dies widerspricht 

grundlegend dem erforderlichen Interesse an konkreten Handlungsgründen der Adres-

sat*innen, die in jedem Einzelfall im Kontakt zu klären sind. Das Bild des Opfers kann keine 

Grundlage einer professionellen pädagogischen Arbeit sein. 

Alle (junge) Menschen bewegen sich in zuweilen widersprüchlichen, zuweilen bedrängenden Verhält-

nissen und suchen ihren individuellen Umgang damit. So auch mit den die gesamte deutsche Gesell-

schaft durchziehenden patriarchalen Strukturen, familiären und sozialen Erwartungen, denen gegen-

über sie sich verhalten und positionieren müssen.  

Ein Kopftuchverbot jedoch basiert auf der pauschalisierenden Unterstellung, dass Mädchen dazu ge-

zwungen werden, ein Kopftuch zu tragen. Damit wird ihnen jegliche Entscheidungsfreiheit abgespro-

chen. Dabei zeigt sich in der pädagogischen Praxis, dass sich Mädchen und Frauen aus sehr unter-

schiedlichen Motiven für das Tragen eines Kopftuches entscheiden. Die Gründe reichen von Frömmig-

keit, Sichtbarmachung von muslimischer Identität, Protest gegen erfahrene Diskriminierung bis hin 

zum Ausdruck des Schutzes vor einer als sexualisiert erlebten Welt. Zu den Gründen können zweifel-

los auch ein seitens der Familie, Community oder anderer ausgeübter Zwang und Druck gehören. In 
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solchen Fällen hat die pädagogische Arbeit differenziertere Antworten als ein Verbot parat, um die Be-

troffenen zu stärken und zu unterstützen, die für sie passenden Antworten und Umgangsweisen zu 

finden. 

Genauso hat auch die Entscheidung, das Kopftuch abzunehmen, vielfältige Hintergründe, u.a. die 

Hoffnung, Diskriminierungen (in Bildungseinrichtungen) zu entkommen. Die Forderung nach einem 

pauschalen Verbot verkennt hingegen nicht nur die unterschiedlichen Handlungsgründe der Adres-

sat*innen, sondern verhindert eine notwendige fachliche Auseinandersetzung über situationsange-

messene Möglichkeiten pädagogischen Handelns und des Handelns junger Menschen. 

Professionelles pädagogisches Handeln zeichnet sich weiter dadurch aus, Mädchen und junge 

Frauen, die sich für das Tragen eines Kopftuches entschieden haben, nicht darauf zu reduzieren, so 

wie es häufig in Debatten um das Kopftuch geschieht. Wie bei allen Menschen ist die Lebensrealität 

und das Selbstverständnis kopftuchtragender Mädchen und junger Frauen durch viele weitere Facet-

ten, vielfältige Interessen und Bedürfnissen geprägt, die in der pädagogischen Arbeit mit ihnen von 

großer Bedeutung sind.  

3. In der pädagogischen Begleitung von Kindern und Jugendlichen wird das gesetzlich ver-

bürgte elterliche Bestimmungsrecht selbstverständlich respektiert. Ein Eingriff in dieses 

kann nur erfolgen, wenn die Gefährdung des Kindeswohls vermutet wird. Eine spezielle, 

auf muslimische Familien abzielende Regelung ist diskriminierend. Aus einer menschen-

rechtlichen Perspektive ist das Kopftuchverbot – anders als der Aufruf suggeriert - nicht zu 

rechtfertigen. 

Sollte im Einzelfall eine familiäre Zwangs- und Gewaltsituation vorliegen, hat die Kinder- und Jugend-

arbeit eine rechtliche und fachliche Grundlage im Umgang mit Kindeswohlgefährdung, die hier wie in 

jedem anderen Fall zum Schutz und im Interesse der betroffenen Mädchen und jungen Frauen zur An-

wendung kommen kann – unaufgeregt, konsequent und ohne die Beteiligten einer Verunglimpfung 

auszusetzen.  

Gerade im Hinblick auf den Schutz des Kindeswohls ist eine differenzierte und mehrperspektivische 

Herangehensweise, die sich nicht von unreflektierten Bildern und Vorstellungen zu bestimmten Bevöl-

kerungsgruppen leiten lassen darf, zwingend nötig. Auch die Durchsetzung von Kinderrechten für alle 

Kinder muss weiter forciert werden, was jedoch nicht gelingen kann, wenn für Kinder bestimmter Be-

völkerungsgruppen aufgrund diskriminierender Vorstellungen eine spezielle Behandlung gefordert 

wird. 

Es wäre zudem diskriminierend, die angenommene frühe religiöse Beeinflussung junger Muslime zu 

problematisieren, ohne zugleich die frühe religiöse Beeinflussung junger Menschen durch andere Reli-

gionen, so beispielsweise bei der Kindstaufe oder Kommunion in christlichen Familien, zu thematisie-

ren. Damit wird die religiöse Erziehung einer Religion als normal bewertet, während sie im Fall des Is-

lam zum Problem erklärt wird.  

Die Befürworter*innen eines Kopftuchverbots argumentieren explizit menschenrechtlich; ausgespart 

bleibt jedoch, dass ein Kopftuchverbot menschenrechtlich problematisch zu bewerten ist. Da ein sol-

ches Verbot eine gesetzliche Kleidervorschrift darstelle, die vor allem muslimische Frauen beträfe, 

stellte dieses nach dem AGG eine mittelbare Diskriminierung dar - sowohl eine religionsspezifische 

Benachteiligung als auch eine geschlechtsspezifische Benachteiligung.  

4. Wir treten entschieden gegen jede bestehende Diskriminierung von jungen Frauen beim 

Zugang zu Ausbildung und Arbeit ein. Ein Kopftuchverbot für Minderjährige würde manche 

Mädchen vom Besuch einer öffentlichen Schule ausschließen und ihnen die Chance auf 

Ausbildung und Arbeit nehmen. Dies würde einen unfreiwilligen Ausschluss aus der Mehr-

heitsgesellschaft fördern, was nicht im Sinne der Mädchen und jungen Frauen sein kann.  

Pädagog*innen stehen häufig vor der großen Herausforderung (junge) Menschen auf ihren persönli-

chen Lebenswegen zu begleiten, gleichzeitig jedoch auch zu sehen, dass persönliche Ziele durch dis-

kriminierende gesellschaftliche Strukturen nicht verwirklicht werden können und gesellschaftliche 
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Teilhabe für viele aufgrund dieser Strukturen nur eingeschränkt möglich ist. Menschen professionell zu 

begleiten, bedeutet daher auch, diese exkludierenden Strukturen wahrzunehmen und ihnen entgegen-

zuwirken und Diskurse zu hinterfragen, die dazu beitragen diskriminierende Strukturen zu festigen.  

Schon jetzt besteht in vielen Ausbildungsberufen ein faktisches Kopftuchverbot, was im Gegensatz 

zum Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz steht. Allein die Diskussion zu einem Kopftuchverbot be-

stärkt die Entscheider*innen, es legitim zu finden, junge Frauen mit Kopftuch auszuschließen. 

Dies hätte sowohl für Frauen, die sich entscheiden, ein Kopftuch zu tragen, verheerende Folgen, als 

auch für diejenigen, die einen Weg suchen, sich von einem möglichen Druck ein Kopftuch zu tragen, 

zu befreien. Die Chance auf Teilhabe und eine wirtschaftliche Unabhängigkeit ist eine wesentlich bes-

sere Grundlage für Emanzipationsprozesse als Verbote, die eher zu einer weiteren Entfremdung zur 

Gesellschaft beitragen.  

5. Wir teilen die Auffassung, dass es allen Mädchen und jungen Frauen möglich sein sollte, 

ein „selbstbestimmtes Denken und Handeln“ und „den weiten Blick in die Welt und für die 

eigenen Möglichkeiten“ zu entwickeln. Dafür müssen Pädagog*innen Räume des Empower-

ments schaffen, in denen Mädchen und junge Frauen sich selbst stärken sowie Wissen und 

Strategien entwickeln, um sich angemessene Formen von Freiheit aneignen und selbstbe-

stimmte Entscheidungen treffen zu können. 

Auf diesem Weg der Identitätsentwicklung ist es Aufgabe der Pädagogik, Kindern und Jugendlichen 

Räume anzubieten und gemeinsam mit ihnen zu gestalten, in denen sie sich mit familialen, institutio-

nellen und gesellschaftlichen Anforderungen an sie und ihren eigenen Bedürfnissen und Wünschen 

auseinandersetzen können. (Junge) Menschen dabei – ggf. auch kritisch – zu begleiten, eigene Ent-

scheidungen zu treffen, ist ebenfalls ein wichtiges Ziel pädagogischer Arbeit – auch dann, wenn diese 

Entscheidungen konträr zu gesellschaftlichen und/oder familiären Erwartungen stehen.  

Mit dem Aufruf aber werden die Mädchen und jungen Frauen, die sich für das Tragen des Kopftuchs 

entschieden haben, paternalistisch entmündigt. Mit Rückgriff auf das Argument der Emanzipation wird 

das Recht auf Selbstbestimmung drastisch eingeschränkt.  

Pädagogisch geht es vielmehr darum, sie zu hören und sie dabei zu unterstützen, Räume zu schaffen, 

in denen sie sich artikulieren können und sie gehört werden.  

Es können aber auch Räume sein, in denen sie sich Wissen aneignen. Wissen zum einen über die 

Bedeutung des Kopftuchs, über Interpretationen der religiösen Vorschriften, auch über patriarchale 

Traditionen in allen Religionen. Auch die Thematisierung der langen Tradition des Wunsches „die an-

dere Frau zu entschleiern“, eine koloniale Tradition, in der es darum geht, der als anders wahrgenom-

men Frau vorzuschreiben, was Emanzipation ist und wie diese für sie auszusehen hat, kann zum Em-

powerment beitragen. Im kolonialen Kontext wurde von Zivilisierungsmissionen gesprochen, in denen 

die „Zivilisierung“ der „anderen“ Frau nach eigenem Vorbild eine zentrale Rolle spielte.  

Mittlerweile haben viele unterschiedliche Perspektiven feministische Ideen geprägt und den stark von 

westlichen, christlich geprägten, weißen Frauen des Bildungsbürgertums formulierten Feminismus er-

weitert und ausdifferenziert. Die unterschiedlichen feministischen Positionierungen zu ignorieren und 

eingleisig am oben beschriebenen Bild ‚eines Feminismus‘ stehen zu bleiben, wird all denjenigen 

Mädchen und Frauen nicht gerecht, die sich in diesem nicht wiederfinden können. Feministische pä-

dagogische Arbeit zeichnet sich aber dadurch aus, die unterschiedlichen Perspektiven zu hören und 

anzuerkennen und mit den Mädchen und Frauen darüber im Gespräch zu bleiben. 
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Erstunterzeichnende  
 

1. Mag.a Sarah Ahmed, Universität Wien 

2. Eva Maria Andrades, Antidiskriminierungsnetz-
werk Berlin 

3. Prof. Dr. Iman Attia, Alice Salomon Hochschule 
Berlin 

4. Prof. Maisha M. Auma, Kindheit und Differenz 
(Diversity Studies), Hochschule Magdeburg-
Stendal 

5. Prof. Dr. Tarek Badawia, Friedrich-Alexander-
Universität Erlangen/Nürnberg  

6. Daniel Bartel, Geschäftsführer Antidiskriminie-
rungsverband Deutschland (advd) 

7. Dipl. Päd. Bianca Baßler, Pädagogische Hoch-
schule Freiburg 

8. Prof. Dr. Harry Harun Behr, Goethe-Universität 
Frankfurt a.M.  

9. Karima Benbrahim, Leiterin Fachstelle für Ras-
sismuskritik und Rechtsextremismusprävention 
IDA-NRW 

10. Dr. Floris Biskamp, Eberhard Karls Universität 
Tübingen 

11. Prof. Dr. Maria Bitzan, Hochschule Esslingen, 
tifs Tübingen 

12. Vertr.-Prof. Dr. phil. Mai-Anh Boger, Universität 
Bielefeld/Universität Paderborn 

13. Gabriele Boos-Niazy, Dipl. Sozialwissenschaft-
lerin 

14. Prof. Dr. Kemal Bozay, IUBH – Internationale 
Hochschule Düsseldorf 

15. Prof. Dr. Micha Brumlik, Berlin 

16. Frank Bsirske, Vorsitzender der Vereinten 
Dienstleistungsgewerkschaft, ver.di 

17. Prof. Dr. Wolf-D. Bukow, Universität Siegen 

18. Prof. Dr. Zülfukar Çetin, Evangelische Hoch-
schule Berlin 

19. Leah Carola Czollek, Leiterin des Institutes 
Social Justice und Radical Diversity 

20. Prof. Dr. phil. habil. Regina-Maria Dackweiler, 
Hochschule RheinMain 

21. Prof. Dr. İnci Dirim, Universität Wien 

22. Ansgar Drücker, Geschäftsführer, Informations- 
und Dokumentationszentrum für Antirassismus-
arbeit e. V. (IDA) 

23. Prof. Dr. Walter Eberlei, Hochschule Düsseldorf 
(HSD), Fachbereich Sozial- und Kulturwissen-
schaften  

24. Prof. Dr. Gudrun Ehlert, Hochschule Mittweida 

25. Prof. Dr. Karim Fereidooni, Ruhr-Universität Bo-
chum 

26. Prof. Dr. Naika Foroutan, Berliner Instituts für 
empirische Integrations- und Migrationsfor-
schung (BIM) der Humboldt Universität zu Ber-
lin 

27. Prof. Dr. Julia Franz, Hochschule Hannover 

28. Prof. Dr. Bettina Fritzsche, Pädagogische 
Hochschule Freiburg 

29. Prof. Dr. Encarnación Gutiérrez Rodríguez, 
Justus-Liebig-Universität Gießen 

30. Prof. Dr. Mechtild Gomolla, Helmut-Schmidt 
Universität Hamburg 

31. Saraya Gomis, EOTO e.V. Berlin 

32. Martin Gross, Gewerkschaftssekretär 

33. Prof. Dr. Melanie Groß, Fachhochschule Kiel  

34. Prof. i.R. Dr. Franz Hamburger, Johannes Gu-
tenberg-Universität Mainz 

35. Prof. Dr. Sabine Hark, TU Berlin 

36. Prof. Dr. Brigitte Hasenjürgen, Katholische 
Hochschule NRW, Abt. Münster 

37. Maryam Haschemi Yekani, Rechtsanwältin 

38. Jutta Heppekausen, M.A. Supervision, Pädago-
gische Hochschule Freiburg 

39. Prof. Dr. Alisha M.B. Heinemann, Universität 
Bremen 

40. Prof. Dr. Sabine Hess, Georg-August-Universi-
tät Göttingen 

41. Dr. Margarete Jäger, Duisburger Institut für 
Sprach- und Sozialforschung 

42. Prof. Dr. Birgit Jagusch, Technische Hoch-
schule Köln 

43. Dipl. Päd. Olaf Jantz, Hannover 

44. Annette Joggerst, Dipl. Sozpäd (FH), Freiburg 

45. Prof.in Dr. Elizabeta Jonuz, Hochschule Hanno-
ver, Abteilung Soziale Arbeit 

46. Lamya Kaddor, Universität Duisburg-Essen, Is-
lamische Religionspädagogin und Publizistin 

47. Prof. Dr. Yasemin Karakaşoğlu, Universität Bre-
men 

48. Prof. Dr. Juliane Karakayali, Evangelische 
Hochschule Berlin 

49. Marjam Kashefipour, Geschäftsführung, adis 
e.V. Tübingen 

50. Prof. Dr. Johannes Kloha, Technische Hoch-
schule Nürnberg Georg Simon Ohm 

51. Prof. Dr. Michaela Köttig, University of Applied 
Sciences Frankfurt  

52. Dr. Meltem Kulacatan, Goethe-Universität  

53. Prof. Dr. Esther Lehnert, Alice Salomon Hoch-
schule Berlin 

54. Prof. Dr. Rudolf Leiprecht, Universität Olden-
burg 

55. Fereshta Ludin, Lehrerin & Autorin 

56. Prof. Dr. Helma Lutz, Goethe-Universität Frank-
furt 

57. Prof. Dr. Ronald Lutz, Fachhochschule Erfurt, 
Internationale Soziale Arbeit 

58. Dr. Elina Marmer, HAW Hamburg, Soziale Ar-
beit 

59. Prof. Dr. Athanasios Marvakis, Aristotle Univer-
sity of Thessaloniki 

60. Prof. Dr. Susanne Maurer, Universität Marburg 

61. Prof. Dr. Michael May, Hochschule RheinMain, 
Fachbereich Sozialwesen 

62. Prof. Dr. Paul Mecheril, Universität Oldenburg 

63. Prof. Dr. Claus Melter, FH Bielefeld und Ent-
schieden gegen Rassismus und Diskriminie-
rung e.V. 
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64. Dr. Meron Mendel, Goethe-Universität Frank-
furt, Bildungsstätte Anne Frank  

65. Prof. Dr. Astrid Messerschmidt, Bergische Uni-
versität Wuppertal 

66. Prof. Dr. Marion Möhle, Hochschule Esslingen 

67. Prof. Dr. Kurt Möller, Hochschule Esslingen 

68. Prof. Dr. Werner Nell, Martin-Luther-Universität 
Halle-Wittenberg 

69. Prof.in Dr. Katja Neuhoff, Hochschule Düssel-
dorf, Fachbereich Sozial- und Kulturwissen-
schaften 

70. Prof. Dr. Ursula Neumann, Universität Hamburg 

71. Prof. em. Dr. Dr. h.c. Dieter Oberndörfer, Frei-
burg/Rostock 

72. Prof. Dr. Yari Or, Frankfurt University of Applied 
Science, Fachbereich Soziale Arbeit 

73. Prof. Dr. Efthimia Panagiotidis, HAW Hamburg   

74. Prof. Dr. Gudrun Perko, Fachhochschule Pots-
dam und Institut Social Justice und Radical 
Diversity 

75. Prof. Dr. Nicolle Pfaff, Universität Duisburg-Es-
sen 

76. Olan Scott Pinto, Jugendbildungsreferentin in 
der Jugendbildungsstätte LidiceHaus, Bremen 

77. Dr. Mariam Popal, Universität Bayreuth 

78. Prof. Dr. Nora Räthzel, Department of Socio-
logy, Umeå University 

79. Dr. des. Angela Rein, Hochschule für Soziale 
Arbeit Muttenz, FHNW  

80. Prof. Dr. Christine Riegel, Pädagogische Hoch-
schule Freiburg 

81. Prof. Dr. Markus Rieger-Ladich, Universität Tü-
bingen 

82. Laura Röhr, MA, Wiss. Mitarbeiterin, HAW 
Hamburg 

83. Dr. Wiebke Scharathow, Pädagogische Hoch-
schule Freiburg 

84. Prof. Dr. Barbara Schäuble, Alice Salomon 
Hochschule 

85. Prof. Dr. Albert Scherr, Pädagogische Hoch-
schule Freiburg 

86. Prof. Dr. Karin Scherschel, Hochschule Rhein-
Main 

87. Prof. Dr. habil Nausikaa Schirilla, Katholische 
Hochschule Freiburg 

88. Prof. Dr. Utan Schirmer, Alice Salomon Hoch-
schule Berlin 

89. Prof. Dr. Kathrin Schrader, Frankfurt University 
of Applied Sciences 

90. Prof. Dr. Barbara Schramkowski, Duale Hoch-
schule Baden-Württemberg, Fakultät Sozialwe-
sen 

91. Prof. Dr. Erika Schulze, Fachhochschule Biele-
feld 

92. Prof. Dr. phil. Heidrun Schulze, Hochschule 
RheinMain, Fachbereich Sozialwesen 

93. Prof. Dr. Larissa von Schwanenflügel, Frankfurt 
University of Applied Sciences 

94. Prof. Dr. Helen Schwenken, Institut für Migrati-
onsforschung und Interkulturelle Studien, Uni-
versität Osnabrück 

95. Miriam Seedorf, M.A. Soziale Arbeit, Antidiskri-
minierungsberatung 

96. Sebastian Seng, Referent, Informations- und 
Dokumentationszentrum für Antirassismusar-
beit e. V. (IDA) 

97. Prof. Dr. Louis Henri Seukwa, HAW Hamburg, 
Beauftragter des Präsidiums für migrationsbe-
dingte Hochschulentwicklung 

98. Prof. Dr. Susanne Spindler, Hochschule Düs-
seldorf 

99. Prof. em. Silvia Staub-Bernasconi, Institut für 
Sozialpädagogik, Technische Universität Berlin 

100. Prof. Dr. Barbara Stauber, Universität Tübingen 

101. Prof. Dr. Sabine Stövesand, HAW Hamburg  

102. Dr. Mark Terkessidis, Publizist 

103. Prof. Dr. Hans Thiersch, Universität Tübingen 

104. Prof. Dr. Andreas Thimmel, Technische Hoch-
schule Köln  

105. Prof. Dr. Vassilis Tsianos, FH-Kiel, Fachbereich 
Soziale Arbeit und Gesundheit 

106. Dr. Michael Tunç, Hochschule Darmstadt  

107. Jun.-Prof. Dr. Fahimah Ulfat, Zentrum für Isla-
mische Theologie, Eberhard Karls Universität 
Tübingen 

108. Prof. P. Dr. Bernhard Vondrášek, Katholische 
Stiftungshochschule München 

109. Prof. Dr. Karen Wagels, Hochschule für Wirt-
schaft und Gesellschaft Ludwigshafen, Fachbe-
reich Sozial- und Gesundheitswesen 

110. Prof. Dr. Constantin Wagner, Institut für Erzie-
hungswissenschaft, Universität Mainz 

111. Prof. Dr. Andreas Walther, Goethe-Universität 
Frankfurt am Main 

112. Prof. Dr. Anja Weiß, Universität Duisburg-Es-
sen 

113. Nuran Yiğit, Berliner Netzwerk gegen Diskrimi-
nierung in Schule und Kita (BeNeDiSK) 

114. Dr. Gökcen Yüksel, Pädagogische Hochschule 
Freiburg  
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Institutionen und Verbände 
 

1. adis e.V. – Antidiskriminierung · Empowerment 
· Praxisentwicklung, Reutlingen/Tübingen 

2. Aktionsbündnis muslimischer Frauen in 
Deutschland e.V. 

3. Antidiskriminierungsverband Deutschland 
(advd) 

4. Bildungsstätte Anne Frank – Zentrum für politi-
sche Bildung und Beratung Hessen  

5. Center for Intersectional Justice 

6. Deutsche Gesellschaft für Islamisch-Theologi-
sche Studien DEGITS 

7. Dolle Deerns e.V. Verein zur Förderung femi-
nistischer Mädchenarbeit, Hamburg  

8. Interkulturelles Frauen- und Mädchen-Gesund-
heitszentrum IFMGZ Holla e.V.  

9. Liberal-Islamische Bund e.V 

10. Landesarbeitsgemeinschaft Katholische Ju-
gendsozialarbeit  
Nordrhein-Westfalen e. V. (LAG KJS NRW)  

11. Mädchen*treff e.V. Tübingen 

12. mannigfaltig e.V. – Institut für Jungen- und 
Männerarbeit Hannover 

13. Trans It e.V. – Institut für Intersektionelle Pra-
xisforschung und Bildung Hannover 

14. ufuq.de, Berlin 

15. verikom – Verbund für interkulturelle Kommuni-
kation und Bildung e.V., Hamburg 

16. Landesarbeitsgemeinschaft Mädchen*arbeit in 
NRW e.V. 

17. Der PARITÄTISCHE Schleswig-Holstein 

18. Coexist e.V. – „Baut Brücken, keine Mauern“, 
Stuttgart 

19. Landesarbeitsgemeinschaft Mädchen*politik 
Baden-Württemberg 

20. Institut für angewandte Kulturforschung e.V., 
Göttingen 

21. Sozialdienst muslimischer Frauen e.V., Köln 

22. Bundesakademie für Kirche und Diakonie 

23. Alhambra Gesellschaft e.V. 

24. Kidayo Freiburg 

25. Katholische Jugendagentur Düsseldorf gGmbH 

26. wif e.V. – Begegnung & Beratung, Wiesbaden 

27. Islamische Informations- & Serviceleistungen 
e.V., Frankfurt a.M.  

28. Interkulturelles Bildungszentrum für Mädchen 
und junge Frauen Pforzheim 

29. Projekt „meinTestgelände – Begegnung ermög-
lichen – Vorurteile abbauen – Gestaltung för-
dern“, Münster 

30. Migrantinnentreff Gülistan, Bonn 

31. Interkultureller Mädchentreff Azade, Bonn 

32. Antidiskriminierungsstelle Sachsen-Anhalt, 
Halle 

33. Mädchenkulturzentrum Mafalda, Frankfurt am 
Main 

34. Fachdienst für Integration und Migration / Ju-
gendmigrationsdienst – Caritasverband für die 
Stadt Köln e.V. 

35. SchlaU-Werkstatt für Migrationspädagogik 
gGmbH, München 

36. Kinder- und Jugendtreff Arrenberg, Wuppertal 

37. Öffentlichkeit gegen Gewalt e.V., AntiDiskrimi-
nierungsBüro (ADB) Köln 

38. KuKMA / Kontakt- und Koordinierungsstelle für 
Mädchenarbeit im Land Brandenburg 

39. LAG Mädchen und junge Frauen in der Jugend-
hilfe Schleswig-Holstein (LAG Mädchen* 
Schleswig-Holstein) 

40. (un) Sichtbar – Netzwerk für Women* of Color 
Magdeburg 

41. Frauen- und MädchenGesundheitsZentrum 
e.V. Freiburg 

42. Antidiskriminierungsbüro HD.net-Respekt!, Hei-
delberg 

43. KARFI - Schwarzes Bildungskollektiv für Em-
powerment und rassismuskritische Bildung 

44. Landesnetzwerk Migrantenorganisationen 
Sachsen - Anhalt e.V. 

45. IG - IntiativGruppe - Interkulturelle Begegnung 
und Bildung e.V., München 

46. antidiskriminierungsbüro mannheim e.V.
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